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Zum deutſch⸗polniſchen Handelsverkehr. 


Im Zuſammenhang mit den ſeit einigen Wochen in Warſchau 
geführten deutſch-polniſchen Verhandlungen über die Frage einer 
zuſätzlichen Ausfuhr von landwirtſchaftlichen Produkten aus Po- 
len nach dem Reiche befaſſen fih ſowohl die polniſchen Tages- 
zeitungen wie auch die Fachzeitſchriften in den letzten Tagen ein- 
gehend mit den hauptſächlichſten zur Diskuſſion ſtehenden Fragen. 
Es fehlt hierbei nicht an leiſen Vorwürfen, die den verhandelnden 
Regierungsſtellen gemacht werden, wegen einer angeblich zu nach- 
giebigen Haltung, die ſie der deutſchen Abordnung gegenüber an 
den Tag legen. 

„Es ist unmöglich, daß im Augenblick, wo Beschlüsse von 
entscheidender Bedeutung bezüglich der zukünftigen Struktur 
der Wirtschaftsbeziehungen zwischen Polen und seinem wirt- 
schaftlich mächtigsten Nachbar gefaßt werden sollen, wo — 


notabene — dieser Partner die Gesamtheit der Bedingungen, 
nach denen sich zukünftig der Warenaustausch zwischen die- 
sen Ländern abwickeln soll, entscheidend umgestaltet — daß 


dann über Gänse oder Butter geredet wird.“ ſchließt das Re- 
gierungsblatt, die „Gazeta Polska“, ihre Betrachtungen diejes 
Themas. 

Bereits vor längerer Zeit erſchien im „Kurjer Warszawski“ 
ein Artikel, der fih mit dem bisherigen deutſch-polniſchen Waren- 
verkehr und ſeiner möglichen weiteren Enkwicklung befaßte. 

Darin ſtellt der Verfaſſer eingangs feſt: 

„Die Ausfuhr nach dem Deutschen Reiche im Jahre 1933 
betrug wertmäßig den 6. Teil unserer Gesamtausfuhr. Der 
deutsche Absatzmarkt steht nach England an zweiter Stelle 
aller unserer Absatzmärkte. Dies alles geschah nach acht- 
jährigem Zollkrieg zwischen dem Reiche und Polen, nach 
zahllosen Schikanen, die unserer Ausfuhr von deutscher Seite 
bereitet wurden und, was das Wichtigste ist, angesichts eines 
ausgesprochenen Agrarprotektionismus, sogar einer Agrar- 
autarkie in Deutschland. Daraus folgt, daß der deutsche 
Markt tatsächlich der für die polnische 
Produktion in Frage kommende natürliche 
Absatzmarkt ist. 

Im Jahre 1932 hatten wir im Umsatz mit dem Deutschen 
Reiche handelsbilanzmäßig einen Passivsaldo in Höhe von rund 
2 000 000 Zloty. Die Warenumsätze waren fast ausgeglichen. 
Im Jahre 1933 hatten wir einen Aktivsaldo in Höhe von 22 
Millionen Zloty. Dieser Saldo stieg im Jahre 1934 weiterhin 
an. Im März führten wir nach dem Reiche Waren im Werte 
von über 17 Millionen Zloty aus, während die Einfuhr von dort 
nur über 8 Millionen betrug. Im April war das Verhältnis un- 
gefähr wie 13 zu 8. Als Ergebnis haben wir im Verlauf 
von vier Monaten (Januar bis April) im Wa- 
renverkehr mit dem Reiche einen Aktiv- 
saldo von 27 Millionen Zloty. Also — eme 
zweifellos günstige Entwicklung. 

Diese Umsatzentwicklung ist nunmehr im höchsten Maße 
gefährdet. Der Grund dafür liegt in der Beschränkung der De- 
visenzuteilung im Reiche für Einfuhrzwecke.“ 


Beachtenswerk ift im Zuſammenhang mit dem gleichen Fragen- 
komplex ein Artikel, der in der Auguſtnummer des „Przeglad 
Gospodarczy“, dem Organ des Zenkralverbandes der Polniſchen 
Induſtrie, erſchien. Der Verfaſſer verſucht gleichfalls, ſoweit über- 
haupt möglich, Antwort auf die Frage zu geben, wie fich die deut- 
ſchen Deviſenſchwierigkeiten auf den deutſchen Außenhandel und 
insbeſondere auf den auszugeſtalkenden Handel mit Polen aus- 
wirken dürften. 

Die finanzielle Lage des Reiches, ſoweit fie die Zahlungs- 
fähigkeit gegenüber dem Auslande im Augenblick und vorausſicht⸗ 
lich in der nahen Zukunft betreffe, charakteriſiert der Verfaſſer 
wie folgt: 

„a) Das Deutsche Reich wird lange Zeit hindurch über- 
haupt seinen finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Aus- 
lande nicht nachkommen, wobei die Ausnahme der Verzinsung 
der Dawes- und Younganleihe, die Großbritannien, Frankreich 
und der Schweiz zugesichert wurde, eben nur eine Ausnahme 
bleibt, die diese allgemeine Regel bestätigt; 

b) Das Deutsche Reich wird keine Summen aus Anlaß sei- 
ner Wareneinfuhr transferieren — wiederum nur mit Aus- 
nahme besonderer Fälle, wie die Einfuhr derjenigen Roh- 
stoffe, die für das wirtschaftliche Leben Deutschlands unbe- 
dingt erforderlich sind und die weder im Reiche selbst her- 
gestellt werden können, noch, was wichtiger ist, durch andere 
Erzeugnisse ersetzt werden können. (Die Politik der „Ersatz- 
erzeugnisse“ ist im Reiche wieder die Parole des Tages.)“ 

Die Frage, die ſich deshalb hier nach der Zukunft des deuf- 
ſchen Außenhandels ergibt, ſei ſehr einfach zu beankworken: 

„Soweit es um jene „unersetzlichen“ überseeischen Roh- 
stoffe geht, so werden sie weiterhin unter inländischer Kon- 
trolle eingeführt werden und in dem Umfange, in dem diese 
Einfuhr gestattet sein wird, auch mit Devisen bezahlt werden. 

Die restliche Einfuhr wird ausschließlich im Verrechnungs- 
wege beglichen werden,“ wobei die allgemeinen Verrechnungs— 
abkommen von denen über den Clearingoderkehr zu unterſcheiden 
ſind, für den gleiche Ein- und Ausfuhrhöhe die Vorbedingung ſei. 

In dieſe beiden Gruppen könne man, von Deutſchland aus ge- 
ſehen, faſt alle Länder der Erde einordnen, Drei Staaten gäbe es 
nur in Europa, die mit dem Deutſchen Reiche keinerlei Devijen- 
verträge abgeſchloſſen hätten. Es feien dies Großbritan- 
nien, Polen und Litauen. 

Verfaſſer beſpricht kurz die Gründe, die den vertragslofen 
Zuſtand zwiſchen England und dem Oeutſchen Reiche rechtfertigen, 
übergeht Litauen wegen ſeiner völlig untergeordneten Bedeutung 
und wendet ſich im zweiten Teil des Arkikels Polen zu. 

Als Gründe für eine derartige ſpezifiſche Stellung Polens zum 
Deutſchen Reiche feien zu nennen: 

„I. Polen ist kein Gläubigerland, das sich eine passive Han- 
delsbilanz erlauben darf und nur auf die Regulierung der Spit- 
zen dieser Passivität bedacht sein muß (wie dies Frankreich, 
Großbritannien und andere Staaten mehr tun). Polen muß — 
so, wie übrigens auch das Deutsche Reich es haben müßte — 
eine ausgesprochen aktive Handelsbilanz haben, da nur sie 
Gewähr für unsere Zahlungsfähigkeit gegenüber dem Auslande 
bietet. Polen kann daher nicht auf ein „Verrechnungsabkom- 
men“ und eine Transferierung des Passivsaldos der Handels- 
bilanz mit Deutschland eingehen, wie das die westeuropäischen 
Gläubiger Deutschlands tun. Eine derartige Lösung kommt 
deshalb für uns nicht in Frage. 
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2. Polen ist kein Schuldnerland, das, wie fast alle übrigen 
Schuldnerländer, Devisenbeschränkungen besitzt, die ihre Zah- 
lungsbilanz regulieren. Deshalb ist auch ein „Clearing 1 : 1“ 
mit dem Deutschen Reiche für Polen nicht annehmbar. Es ist 
kein Grund dafür vorhanden, daß die deutsch-polnische Han- 
delsbilanz vollkommen ausgeglichen sein müßte, da es bekannt 
ist, daß Deutschland aus unsichtbaren Positionen der Zahlungs- 
bilanz verschiedene Gewinne durch uns hat (Vermittlungsge- 
bühren, deutsches Kapital in Polen u. a. m.), so daß bei einer 
völligen Ausgleichung der Handelsumsätze Polen dauernd eine 
negative Zahlungsbilanz gegenüber Deutschland hätte. 

3. Die dritte Lösung, und zwar die Zuteilung von Devisen 
von Seiten des Reiches für die Einfuhr aus Polen, so wie das 
in den deutsch- britischen Handelsbeziehungen der Fall ist, 
wäre zweifellos eine Möglichkeit, wenn nur die Deutschen 
irgendeine Bereitschaft zu ihrer Annahme bekunden würden. 
Soweit man aus der Lage des Reiches entnehmen kann, be- 
absichtigen die Deutschen, wie bisher, keineswegs irgend- 
welche Summen als Bezahlung für Wareneinfuhr zu trans- 
ferieren mit Ausnahme derjenigen Stoffe, die ihnen wirtschaft- 
lich (Rohstoffe) oder politisch (aus den Beziehungen zu irgend- 
einer Großmacht) unbedingt notwendig sind. Unbestreitbar hat 
Polen volles Recht, vom Reiche eine derartige Erledigung 
seiner Angelegenheit zu verlangen. Polen ist ein Land ohne 
Devisenbeschränkung und gehört somit zu denjenigen, die nicht 
im Verhältnis eines Clearings 1 : 1 mit dem Deutschen Reiche 
stehen können, Es könnte sich außerdem auf ein Verrechnungs- 
abkommen mit der Transferierung des Aktivsaldos einlassen, 
wie das die Deutschen selbst in Bezug auf Frankreich und 
Belgien üben. Werden jedoch die Deutschen, die selbst gern 
bereit sind, einen Transfer von denjenigen, denen gegenüber 
sie einen Aktivsaldo haben, vorzunehmen, auch das Risiko 
eines eigenen Transfers an diejenigen, denen gegenüber sie 
noch immer ein Passivsaldo der Handelsbilanz haben, ein- 
gehen?“ 

Daraus ergebe ſich die ſchwierige Lage, in der ſich Polens 
Handel gegenüber dem durch feine Devijen- und Einfuhrbeftim- 
mungen beſſergeſtellten Reiche befinde. Die Stellung, die Polen 
in Zukunft im Handelsverkehr gegenüber Deutſchland einzuneh- 
men haben werde, laffe fih deshalb unter folgenden Gefichts- 
punkten feſtlegen. 

„Was wird Polen früher oder später tun 
müssen? Die Bezahlung der Ein- und Ausfuhr nach 
Deutschland muß gegenüber der Unsicherheit, ob sich für diese 
Ausfuhr im Reiche Gelder werden aufbringen lassen, sicher- 
gestellt werden. Vielmehr sogar — infolge der völligen Sicher- 
heit — daß sich zu 100 % dort keine Gelder für diese Aus- 
fuhr finden werden. Schon jetzt ist es eine allgemein bekannte 
Tatsache, daß eine ganze Reihe unserer Exportzweige nach 
Deutschland bei den deutschen Importeuren, denen keine ent- 
sprechenden Devisenmengen zuerteilt wurden, eingefrorene 
Forderungen haben. 

Das natürliche Ergebnis muß daher eine zunehmende Vor- 
sicht unserer Exporteure gegen die Fortführung einer solchen 
Ausfuhr sein, wenn nicht unter der Bedingung, daß die Be- 
zahlung von vornherein sichergestellt ist. Da jedoch bei der 
heutigen Lage eine derartige absolute Garantie zu erlangen 
unerhört schwierig ist, wird die polnische Ausfuhr nach dem 
Reiche langsam abnehmen. Welches die Folgen davon sein 
werden, ist leicht verständlich. Aus einem Artikel in der 
„Polska Gospodarcza“ geht hervor, daß seit Beendigung des 
Zollkrieges im März dieses Jahres die Ausfuhr aus dem Reiche 
nach Polen von Monat zu Monat größer wird und in der Zeit 
vom Februar bis Juni schon um rund 60 % zugenommen hat. 
Wenn jetzt unsere Ausfuhr nach dem Reiche infolge der De- 
visenunsicherheit geringer werden sollte, werden wir in das 
zweite Extrem verfallen: In eine passive Handelsbilanz mit 
dem Reiche, was für uns völlig unmöglich ist. 

Es entsteht daher die Frage, was kann Polen 
bei seiner ganzen Bereitschaft, die Bezah- 
lung seiner Ausfuhr nach dem Reiche sicher- 
zustellen, nicht tun? So kann es, was sicher ist, sich 


nie auf eine solche Lösung des Problems einlassen, wonach 
der offizielle deutsch-polnische Warenverkehr auf das Ver- 
hältnis von 1 : 1 gebracht würde. Mit anderen Worten, es 
kann sich zu keinerlei Warenclearing mit dem Deutschen 
Reiche verstehen. Diese Einstellung liegt in der Gesamtge- 
staltung unserer augenblicklichen Handelspolitik, die um jeden 
Preis bestrebt sein muß, eine aktive Handelsbilanz als Grund- 
lage der Gesamtwirtschaftspolitik unseres Staates in der 
augenblicklichen Krisenzeit zu erhalten. Man muß darüber im 
Klaren sein, daß Polen mit keinem Staate ein Clearingabkom- 
men hat und nicht haben kann, allein deshalb, weil es keine 
Politik der Einschränkung im Devisenverkehr führt und somit 
keine Möglichkeit besitzt, den Geldabfluß aus dem Lande so 
zu regulieren, wie dies zum Beispiel das Deutsche Reich und 
andere Länder tun. Deshalb muß Polen eine Politik der voll- 
kommen offenen Ausgleichung der Bilanzsalden, wie sie im 
Warenverkehr mit den einzelnen Ländern entstehen oder ent- 
stehen können, führen. Polen könnte sich im Höchstfalle wahr- 
scheinlich auf einen Ausgleich der Zahlungs- 
bilanzen im Verhältnis zu den einzelnen 
Staaten einlassen, aber nur unter der Bedingung, daß 
sich alle ihre Gläubiger, das sind diejenigen Staaten, die ihm 
gegenüber eine aktive Kapitalbilanz haben, damit einverstan- 
den erklären. Im Augenblick ist daher eine Ausgleichung der 
Handelsumsätze nur durch Polen allein undenkbar, 


Was bleibt also übrig? Entweder eine Devisenzuteilung 
von Seiten des Reiches für die Einfuhr aus Polen — was, wie 
bisher, keine Aussicht auf Durchführung hat, oder .. . ein Ver- 
rechnungsabkommen mit offener Devisentransferierung, wobei 
der tatsächliche Transfer von der einen oder der anderen Seite 
von der Gestaltung der gegenseitigen Umsätze abhängen 
würde. Unseres Erachtens ist das die einzige Möglichkeit, das 
Problem des deutsch-polnischen Warenaustausches positiv zu 
lösen. 


Ein solches Verrechnungsabkommen — nach dem Vorbilde 
derjenigen, wie sie das Deutsche Reich mit seinen andern 
Gläubigerländern, denen gegenüber es eine aktive Handels- 
bilanz hat, abgeschlossen hat, würde in der Tat den Verhält- 
nissen entsprechen, wie sie im Augenblick in wirtschaftlicher 
Hinsicht zwischen Polen und dem Deutschen Reiche bestehen. 
Wenn Polen ein solches Verrechnungsabkommen fordern wird, 
wird es den Deutschen unerhört schwer fallen, dies abzu- 
lehnen. Polen steht, objektiv gesehen, devisenmäßig dem 
Reiche gegenüber in demselben Verhältnis, wie alle übrigen 
Staaten, mit denen das Reich solche Abkommen getroffen hat. 
Der Unterschied ist kein formeller, sondern ein rein faktischer: 
es ist der, daß das Deutsche Reich gegenüber diesen Staaten 
aktive, Polen gegenüber eine passive Handelsbilanz (obgleich 
der Passivsaldo ständig geringer wird) hat. Mit welchen 
Argumenten wird das Deutsche Reich den Abschluß eines sol- 
chen Abkommens mit Polen ablehnen, wo alle objektiv for- 
malen Bedingungen für ein solches Abkommen gegeben sind?“ 

Bei diefem Stand der Dinge fei es von enkſcheidender Be- 
deutung, inwieweit die polniſchen Vertreter bei den augenblick 
lichen Verhandlungen, die in Warſchau geführt werden, auf dieſe 
wichtigen Momente Rückſicht nehmen. Es handle ſich daher, fo- 
weit bekannt, in erſter Linie um die Frage der zuſätzlichen land- 
wirkſchaftlichen Einfuhr aus Polen nach Deutſchland. Da über die 
Deviſenfrage nicht geſprochen werde, dürfe angenommen werden, 
daß dieſe bezüglich der landwirtſchaftlichen Produkte im polni- 
ſchen Sinne geregelt ſei. Es müſſe aber davor gewarnt werden, 
daß von deutſcher Seite ein Unkerſchied gemacht werde zwiſchen 
der Einfuhr „mit ſicherer Bezahlung“ und der Einfuhr „mit nicht 
ſicherer Bezahlung“, die von den polniſchen Waren den weitaus 
größeren Teil ausmache. Von größter Wichtigkeit fei es daher, 
daß Polen eine 100prozentige Bezahlung aller ſeiner nach dem 
Reiche ausgeführken Waren zugeſicherk bekomme, und nicht, daß 
nur die Agrarprodukte eine Ausnahmeſtellung einnehmen. 


[Kurier Warszawski“ 22. Juni 1934; „Gazeta Polska“ 
8. 8. 1934; „Przegląd Gospodarczy“, Heft 15, 1. 8. 1934] 


Die Leinenproduktion in Polen. 

Stärker als in anderen Staaken wird in Polen ſeit einiger Zeit 
für das Tragen von Leinenwäſche und Leinenkleidung durch um- 
fangreiche Reklame geworben. Durch einen verſtärkken Verbrauch 
hofft man, nicht nur den Flachs anbauenden Landwirten, ſondern 
in beſonderem Maße auch der ärmlichen Heiminduſtrie zu helfen. 
Den polniſchen Preſſeäußerungen nach zu urteilen, hat diefe Pro- 
paganda zunehmenden Erfolg. In Warſchau wurde zu dieſem 
Zweck vor kurzem eine große Ausſtellung für polniſches Leinen 
veranſtalkek. Unter dem Titel „Von nun an herrſche bei uns pol- 
niſches Leinen“ brachte die „Polska JZahodnia“ vom 10. 6. 
dieſes Jahres einen Bericht des ſtellverkretenden Vorſitzenden der 
„Geſellſchafk zur Förderung der Volks-Heiminduſtrie“ in Katto- 
witz, Dr. Kipta, über dieſe erfolgreiche Ausſtellung. 

„In Warschau kann man sowohl auf der Leinenausstellung 
wie auch im Straßenbild eine gesunde Bewegung und Wen- 
dung der Gesellschaft zum Leinen hin feststellen. Man sieht 
Leinen auf Schritt und Tritt. Jede Frau, die auf sich hält, die 
den Anspruch erhebt, modern gekleidet zu sein, wird Mantel, 
Kleid oder Hut oder gar Schirme aus Leinen tragen. Führend 
in der Warschauer Mode und auffallend durch ihren guten 
Geschmack ist die Gattin des Ministers Beck, die große Mei- 
sterin in der Leinenpropaganda.“ 

Einen Eindruck davon, was alles aus Leinen gemachk werden 
kann, angefangen von der einfachen Sport- und Kinderkleidung, 
Tiſchtüchern bis zu der Kleidung Erwachſener und ſelbſt zu Kir- 
chengewändern oder gar Prozeſſionsfahnen, habe die eben ſtakk⸗ 
gefundene großartige Werbeſchau vermittelt. Durch verſtärkte 
Leinenproduktion könnten, beſonders in den öſtlichen Gebieten, 
zahlreiche, vor allem Frauenhände beſchäftigt werden. 

„Das Wiilna-Gebiet, Polesien und das südliche Kleinpolen, 
das sind die Leinengebiete, die diesen Trieb Polens zum Leinen 
hin als große Erleichterung in ihrer schweren Lage ver- 
spüren.“ 

In diefem Zuſammenhang iſt eine Preſſenoliz im „Kurjer 
Gospodarcozy“ beachkenswert, die von der Inbetriebnahme 
einer neuen Leinenprodukkionsſtätte in Polen berichtet. Es han- 
delt ſich um die Leinenſpinnerei in Krosno, deren Erzeugniſſe 
ſchon lange vor dem Kriege berühmt waren, und die zu Beginn 
des Krieges ſtillgelegt werden mußte. Erft im Jahre 1924 wurde 
ein Konſorkium gegründet, das am gleichen Orte eine neue Leinen- 
ſpinnerei mit 1800 Spindeln aufbaute, die jedoch nicht in Be- 
trieb genommen werden konnte. Nachdem die Spinnerei 1932 in 
die Hände polniſcher Banken übergegangen war, habe 1933 eine 
Reihe von inlereſſierten Induſtriellen eine Akkiengeſellſchaft ge- 
gründet, die in der Folge die Fabrik mit allen Einrichtungen er- 
worben und bereits im März 1934 in Betrieb geſetzt habe. 


„Zur Zeit arbeiten bereits alle Maschinen und sogar in zwei 
Schichten. In Kürze soll eine vollständige Inbetriebsetzung er- 
folgen, wobei die jährliche Produktion rund 600 000 kg Leinen 
und Packgarn betragen soll bei einer Belegschaft von 400 Ar- 
beitern. Die: Aktien der Firma befinden sich in Händen der 
größten inländischen Baumwollfirma, und zwar der Vereinig- 
ten Werke von Scheibler & Grohmann sowie der gleichfalls 
bekannten Textilfirma Keilin & Reichenbaum.“ 


„Polska Zachodnia“ vom 10. 6. 1934; „Kurjer Gospo- 
darczy“ 21. 6. 1934.] 


* 


Mit der Frage nach der Rolle, die das Leinen in der pol- 
niſchen Wirkſchafksſtruklur ſpielt, bzw. zu ſpielen befähigt ift, 
befaßt fih eine vor kurzem von zwei Autoren Geinrich Mianow- 
ski und Ludwig Berger) in Krakau herausgegebene Schrift, die 
in der „Gazeta Polska“ vom 11. 8. dieſes Jahres eingehend be- 
ſprochen wurde. 

Die Verfaſſer gehen von den beiden ſich in Bezug auf die 
Bedeutung der Leinenproduktion gegenüberſtehenden Anſchauun— 
gen aus, wobei die Vertreter der einen geradezu „mit religiöfer 
Andachk“ an dies Problem herangehen, in ihr eine Nationalfrage 
ſehen wollen, während die anderen fie bagatellifieren. Zu dieſen 


91* 


letzteren zählen vor allem die an der Baumwoll- und Juteinduſtrie 
Beteiligten. Dieſe beiden Richtungen haben bereits 1930 eine leb- 
hafte publiziſtiſche Aktion unternommen, die ſchließlich zu dem, 
wie die Verfaſſer es nennen, „Leinenkrieg“ geführt hat. Auf der 
einen Seite ſtehe die „Geſellſchafk zur Förderung polniſchen Lei- 
nens“ in Wilna mit ihren Anhängern, die in der Folge ein „Lei- 
nenkomitee“ beim Präſidium des Minifterrates gegründet habe 
und deren Forderung dahingehe, daß zwecks Unterſtützung der 
inländiſchen Rohſtoffproduktion die Einfuhr von Baumwolle, Juke 
und anderen Rohſtoffen, die dem Leinen Konkurrenz machen, mit 
Zoll belegt werden ſolle. 


Gegner dieſer Tendenz und Verkeidiger der Baumwollinduſtrie 
fei vor allem die Induſtrie- und Handelskammer in Łódź. 

„Die geführte Diskussion zeigte jedoch einerseits, daß der 
Flachs eine Pflanze ist, deren verstärkter Anbau in unserer 
Landwirtschaft zur Behebung der Arbeitslosigkeit und der 
Krise auf dem Lande beitragen kann, weil „im Durchschnitt 
der Anbau und die Verarbeitung des Flachsstrohes je ha 70 
Arbeitstage mehr beansprucht als beispielsweise der Anbau 
von Getreide,“ und außerdem löst die Möglichkeit, die Leinen- 
produkte früher zu Geld zu machen, gleichzeitig „das Problem 
der zeitmäßig rationelleren Verteilung der Geldeinnahmen auf 
dem Lande.“ Schließlich bestehen auch berechtigte Aussichten, 
den Export der Leinenerzeugnisse ins Ausland zu steigern. Auf 
der anderen Seite haben die Gegner einer allzu überheblichen 
Einschätzung des Leinenproblems die Aufmerksamkeit auf fol- 
gende vier schwache Punkte dieser Frage gelenkt; es sind 
dies: a) das Fehlen technischer Einrichtungen zur Leinenver- 
arbeitung, b) das Fehlen von Qualitätsleinen in Polen, c) der 
allzu hohe Preis für Leinenprodukte, d) die Vernichtungsgefahr 
für die in den bisherigen Spinnerei- und Webereieinrichtungen 
in Polen angelegten Kapitalien.“ 

Die Verfaſſer der beſprochenen Schrift feien der Anficht, daß 
die erhobenen Vorwürfe wohl keilweiſe berechtigt, fie aber trog- 
dem für die Entwicklung der Leineninduſtrie in Polen nicht ge- 
fährlich feien und auch deren wirtſchaftliche Bedeutung nicht ver- 
ringerken. Vielmehr könne diefe nach Beſeitigung einiger ſtruk⸗ 
kureller Mängel des polniſchen Leinenhandels — wie die fehlende 
Standardiſierung und der Verkauf der Leinenprodukke an die Ab. 
ſatzmärkke in primifivem Zuſtande — ſowie nach enkſprechender 
Schulung der Flachsanbauer bedeutend erhöht werden. Beſonders 
die franzöſiſchen Spinnereien in der Gegend von Lille ſeien willige 
Abnehmer polniſchen Leinens, da ſie an der Verarbeitung 25 bis 
50 % des Einkaufspreiſes verdienten. 

Auch das Argument, daß die Leinenerzeugniſſe unverhältnis- 
mäßig teuer ſeien, kreffe nichk zu, da nach Angaben der Bank 
Rolny bei Maffenabjag die Preiſe für die Leinenprodukte nur 
um 15 bis 40 % höher feien als für die gleichartigen Baumwoll- 
erzeugniſſe. Von einer Vernichtung der in der Baumwollſpinnerei 
inveſtierten Kapitalien könne einſtweilen ſchon wegen des Um- 
fanges der jungen Leineninduſtrie keine Rede ſein. Im übrigen 
aber beſtünden ſelbſt für das faſt unbearbeitete Leinen auf den 
ausländiſchen Märkten gute Abſatzmöglichkeiten, die nur mangels 
vorhandener erportfähiger Waren in der Zeit der Leinenkonjunk- 
kur des Jahres 1933 nicht enkſprechend ausgenutzt werden konnten. 

„Die Entwicklung des Leinanbaues untergräbt also, nach 
Ansicht der Verfasser, überhaupt keinen Zweig unserer Indu- 
strie, sondern kann im Gegenteil in bedeutendem Maße zur 
Stärkung der Textilindustrie in Polen beitragen, indem sie sich 
auf inländische Rohstoffe stützt. Der Leinanbau in Polen ist 
einstweilen noch in dem Entwicklungsstadium, das es notwen- 
dig macht, ihm die Arbeitsrichtung vorzuschreiben und ihm 
Schutz und Hilfe zu gewähren. Deshalb ist „die Unterstützung 
der Initiative für den Leinanbau im Interesse des Staates ge- 
boten.“ Bei eingehender Ausarbeitung eines Vorschlages hier- 
für bemerken die Verfasser jedoch, daß „die Vermittlungsaktion 
im Interesse des polnischen Leinens nur in der Form des vor- 
übergehenden Protektionismus', der die Entwicklung des 
Flachsanbaues und seiner Verarbeitung in Polen in der Zeit 
seiner wirtschaftlichen Gesundung schützt und pflegt, gerecht- 
fertigt werden kann.“ Die Verfasser wenden sich gegen eine 
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Prämiierung der Ausfuhr, da daraus nicht der Produzent Nut- 
zen zieht, sondern der Vermittler und eventuell der auslän- 
dische Käufer in der Form des ermäßigten Verkaufspreises, 
und treten statt dessen „für eine Prämiierung der Leinenpro- 
duktion im Inlande“ ein, jedoch „nur in Bezug auf Qualitäts- 
leinen“ und „dasjenige Leinen, das an mechanische Spinne- 
reien zur Herstellung von Waren geliefert wird und nicht für 
häusliche Zwecke Verwendung findet.“ “ 

Nach dieſen allgemeinen Betrachtungen geben die Verfaſſer 
die Richtlinien des zukünftigen Leinenprogramms an, die inhalt- 
lich faſt identiſch find mit dem Programm, wie es von der Kra- 
kauer Induſtrie- und Handelskammer in der Denkſchrift zur Un- 
ferftügung der Leineninduſtrie im weſtlichen Kleinpolen im März 
dieſes Jahres dem Minifter für Induſtrie und Handel überreicht 
wurde. 

„Die wesentlichen Momente dieses Programms beruhen in 
der Durchführung folgender Maßnahmen: 1. Mit Unterstützung 
der Landwirtschaftskammern Sicherung von Absatz und Preis 
der Lemenproduktion durch Organisierung ihrer Verleger in 
Gestalt von Leinöl- und Wattefabriken, Spinnereien, Webe- 
reien, des Heeres u. a. m., 2. Schaffung von „Verwaltungs- 
organen für den Leinenfeldzug,“ 3. Veranlassung der Flachs- 
anbauer, diesen „Verwaltungsorganen“ beizutreten, 4. „Ver- 
teilung des Saatgutes nach der gattungsmäßigen Qualifikation, 
wie sie nach den Richtlinien der entsprechenden wissenschaft- 
lichen Untersuchungsstation durchzuführen wäre,“ 5. „Schulung 
und Kontrolle... des Anbaues und der Verarbeitung des Flach- 
ses bis zum bearbeiteten Stroh einschließlich,“ 6. „Qualitäts- 
abnahme des bearbeiteten Flachses mit Hilfe von Inspektoren,“ 
T. „Ausgabe von Standardbescheinigungen . . . im Zusammen- 
hang mit einer entsprechenden Verteilung von Produktions- 
prämien,“ 8. „Verteilung der Bearbeitungsgeräte entweder auf 
die Handelsplätze des Absatzes... oder auf die Spinnereien 
gegen Bezahlung in Naturprodukten,“ 9. „Übernahme des 
Garnes durch die Heimarbeiter zwecks. .. Herstellung der 
Gewebe,“ 10. „Abnahme der Gewebe gegen Barbezahlung.“ “ 


[Gazeta Polska“ vom 11. 8. 1934.] 


Das Auslandskapital 
in den polniſchen Aktiengeſellſchaſten. 


Die „Gazeta Warszawska“ vom 4. Juli 1934 enknimmt dem 
Kleinen Statiſtiſchen Jahrbuch für 1934 eine kabellariſche Zuſam- 
menſtellung, die den Anteil ausländiſchen Kapitals in den pol- 
niſchen Akkiengeſellſchaften zeigt. Die abſoluten und Prozent- 
zahlen dieſes Anteils im Verhältnis zu den beteiligten polniſchen 
Kapitalien geben den Stand von Anfang 1933 wieder. Bedauer- 
licherweiſe ſei nicht der Urſprung der fremden Gelder angegeben. 

Nach dieſen Angaben beſtänden in Polen 1 266 Aktiengejell- 
ſchaften mit einem Geſamlkapital von 4 273 Millionen Zloty. Da- 
von verfügen 463 Geſellſchaften über ein gemiſchtes, d. h. keils 
polniſches, teils ausländiſches Kapital in Höhe von zufammen 
2943 Millionen Zloty. Die keilweiſe mit Auslandskapikal arbei- 
kenden Geſellſchaften machen alſo ihrer Zahl nach rund 36 % aller 
Akktiengeſellſchaften in Polen aus, kapitalmäßig verfügen fie je- 
doch über 70 % des geſamten in den polniſchen Akkiengeſellſchaf⸗ 
ten inveſtierten Kapitals und ſpielen ſomit die entſcheidende Rolle. 
Von dieſer Summe mache das ausländiſche Kapital allein 1 845 
Millionen Zloty aus und umfaſſe ſomit im Verhältnis zum Ge- 
ſamtaktienkapital 43,2 %. Betrachte man jedoch die einzelnen Jn- 
duſtriezweige getrennt von einander, ſo ergebe ſich ein noch viel 
traurigeres Bild. 

„Wenn wir das Hüttenwesen nehmen, so sehen wir, 
daß von 14 Aktiengesellschaften nur 3 inländisches, dagegen 
11 in- und ausländisches Kapital haben. Von dem in den Hüt- 
tenbetrieben investierten Gesamtkapital in Höhe von 617 Mil- 
lionen Zloty entfallen 554 Millionen Zloty, 


d. i. fast 90 %, auf Auslands- und nur 63 
Millionen Zloty auf inländisches Kapital. 

Das zweite Gebiet des Wirtschaftslebens, das vollkommen 
unter dem Einfluß fremder Kapitalien steht, sind die Gas- 
und Elektrizitätswerke. Von 21 Unternehmungen 
dieser Art haben nur 4 einheimisches Kapital und auf die Ge- 
samtsumme von 195 Millionen Zloty Aktienkapital der Gas- 
und Elektrizitätswerke kommen 152 Millionen Złoty 
ausländisches Kapital, was einem Anteil 
von fast 78 % gleichkommt. 

Ein wenig, aber auch nur ein wenig besser liegen die Ver- 
hältnisse für uns imBergbau. Es arbeiten in ihm 53 Aktien- 
gesellschaften, von denen 40 ausländisches Kapital haben. Von 
698 Millionen Zloty Aktienkapital der Bergwerksunternehmun- 
gen entfällt auf Auslandskapital 430 Millionen 
Zloty, also 62 %. Die chemische Industrie, 
die sich erst vor kurzem bei uns zu entwickeln begann, hat 
56 % ausländischen Kapitals, da von der Ge- 
samtsumme von 287 Millionen Złoty 162 Millionen Zloty auf 
das Auslandskapital entfallen und ihm über die Hälfte 
aller Unternehmungen vollkommen gehört. 
In der Maschinen- und Elektroindustrie so- 
wie in den Verkehrs- und Transportunter- 
nehmungen umfaßt das ausländische Kapi- 
tal über 31 %. 

Am schwächsten ist das Auslandskapital in der Textilindu- 
strie vertreten, in der sein Anteil 21,5 % ausmacht, In den 
übrigen Industriezweigen beträgt dieser Anteil 17 %.“ 

Danach dominiere alfo das ausländiſche 
Aktienkapital unumſtritten im Hüttenweſen, 
den Gas- und Elektrizitätswerken, im Berg- 
bau und in der chemiſchen Induſtrie. 

Zu einem noch weitgehenderen Ergebnis als der Verfaſſer des 
eben beſprochenen Artikels kommt der Verfaſſer einer Notiz im 
„Kurjer Poznanski“ vom 12. 8. 1934. Danach mache der Anteil 
des ausländiſchen Kapitals fogar mehr als die Hälfte des Geſamt— 
kapital der polniſchen Aktiengeſellſchaften aus. 

„Der Unterschied zwischen dem scheinbaren und dem tat- 
sächlichen Stand beruht darauf, daß im ersten Falle das Ver- 
hältnis der Kap'talsumme ausländischen Ursprunges zur Ge- 
samtsumme der in den Aktiengesellschaften investierten Kapi- 
talien genommen wurde, anstatt daß man nur das Kapital der- 
jenigen Gesellschaften berücksichtigt hätte, in denen das Aus- 
land engagiert ist.“ 

Auf Grund dieſer Berechnung, meint der Verfaſſer, komme 
man zu dem Ergebnis, daß in Polen insgeſamt 1311 Aktiengejell- 
ſchaften (in welcher Zahl 45 Zweigniederlaſſungen ausländiſcher 
Firmen einbegriffen ſeien) arbeiten, die über ein Aktienkapital 
zuzüglich aller Reſerven (ausgenommen find jedoch die Amorti- 
ſationsfonds) von 4456 Millionen Zloty verfügen. Davon ent- 
fallen auf das Auslandskapital 2028 Millionen Zloty — rund 
46 %, das ſomit in der Minderheit fei. — 

Tatſächlich vereinigten jedoch die 508 Geſellſchaften, die voll- 
kommen oder auch nur keilweiſe unker ausländiſcher Führung 
arbeiteten, in ihrer Hand 3 126 Millionen Zloty, was einem An- 
keil von 70 % des Gefamtkapitals gleichomme. 

„Charakteristisch ist hierbei, daß auf eine Gesellschaft, die 
von ausländischen Dispositionen abhängt, durchschnittlich 6,1 
Millionen Zloty entfallen, während die rein inländischen Ge- 
sellschaften sich mit 1,6 Millionen Zloty zufrieden geben 
müssen. Es leuchtet dies ein, wenn man in Betracht zieht, daß 
das Auslandskapital herrschend ist im Bergbau und Hütten- 
wesen, in der Maschinen-, Elektro-, chemischen und Textil- 
industrie, den Elektrizitätswerken, den Banken und im Privat- 
verkehrswesen.“ 


[,Gazeta Warszawska“ vom 4. 7. 1934; „Kurjer Poznań- 
ski“ vom 12. S. 1934.] 
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